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Sehr geehrte Mandanten, 

jeder Jahreswechsel bringt Änderungen im Steuerrecht mit sich. 
Das Besondere in diesem Jahr ist, dass der Gesetzgeber keinen 
Jahresendspurt hingelegt hat, was in erster Linie der Bundestags-
wahl im vergangenen Herbst geschuldet ist. Alle wichtigen Ände-
rungen im Steuer- und Sozialrecht, die zum Jahreswechsel in Kraft 
getreten sind, finden Sie in dieser Ausgabe. Positiv für Familien 
und Arbeitgeber sind insbesondere die höheren Steuerfreibeträge 
und niedrigere Sozialversicherungsbeiträge. Was es sonst noch 
Neues gibt, sehen Sie wie immer in der Inhaltsübersicht: 
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SSTTEEUUEERRTTEERRMMIINNEE  11  ––  33//22001188  

 Jan Feb  Mär 

Umsatzsteuer mtl. 10. 12. 12. 

Umsatzsteuer viertelj. 10. - - 

Lohnsteuer 10 12. 12. 

Einkommensteuer - - 12. 
Körperschaftsteuer - - 12. 

Vergnügungsteuer 10. 12. 12. 

Schonfrist für Zahlungen 
zu obigen Steuern 15. 15. 15. 

Gewerbesteuer - 15. - 

Grundsteuer - 15. - 

Schonfrist für Zahlungen 
zur Gewerbe-/Grundst. - 19. - 

SV-Beitragsnachweis 25. 22. 23. 

Fälligkeit der SV-Beiträge 29. 26. 27. 
 
 

AAUUFF  DDEENN  PPUUNNKKTT  

»Das sicherste Mittel, arm 

zu bleiben, ist ein ehrlicher 

Mensch zu sein.« 

Napoleon Bonaparte 

 

»Der beste Gradmesser für die 

 Ehrlichkeit eines Menschen ist nicht 

seine Steuererklärung. Man erfährt 

viel mehr, wenn man weiß, wie er 

seine Personenwaage justiert.« 

Arthur C. Clarke 
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Überblick der Änderungen zum Jahreswechsel 
Das neue Jahr bringt höhere Freibeträge und GWG-Grenzwerte, 
niedrigere Beitragssätze, die Betriebsrenten- und die Invest-
mentsteuerreform sowie viele weitere Änderungen mit sich. 

Wegen der Bundestagswahl im vergangenen Herbst haben Bundes-
tag und Bundesrat seit dem Sommer kein Steueränderungsgesetz 
mehr beraten. Damit ist der aktuelle Jahreswechsel eine absolute 
Ausnahme, denn oft beschließen die Parlamente die letzten Ände-
rungen im Steuerrecht noch wenige Tage vor Weihnachten. Umso 
bemerkenswerter ist, dass der Jahreswechsel trotzdem eine große 
Zahl an Änderungen im Steuer- und Sozialrecht mit sich gebracht 
hat, weil fast alle Änderungsgesetze aus den letzten zwei Jahren 
zumindest teilweise erst am 1. Januar 2018 in Kraft getreten sind. 
Hier ist ein Überblick über die Änderungen, auf die Sie sich im 
neuen Jahr einstellen müssen. 

· Freibeträge: Wie im Vorjahr wird das steuerfreie Existenzmi-
nimum auch 2018 an die allgemeine Preisentwicklung angepasst. 
Das bedeutet, dass der Grundfreibetrag von 8.820 Euro um 180 
Euro auf nun 9.000 Euro angehoben wird. Diese Anhebung gilt 
auch für den Höchstbetrag des als außergewöhnliche Belastung 
abziehbaren Unterhalts. Der Kinderfreibetrag steigt um 72 Euro 
auf 4.788 Euro. 

· Kindergeld: Das Kindergeld steigt 2018 um 2 Euro pro Kind und 
Monat. Außerdem gilt ab 2018 eine kürzere Frist für rückwir-
kende Kindergeldanträge. Eltern können jetzt lediglich sechs 
Monate rückwirkend Kin-
dergeld erhalten. Die Neu-
regelung soll Missbrauchs-
fälle verhindern. 

· Rentenversicherung: Der 
Beitragssatz zur gesetzli-
chen Rentenversicherung 
sinkt zum 1. Januar 2018 
von 18,7 % auf 18,6 %. Die 
hohe Nachhaltigkeitsrücklage in der Rentenversicherung macht 
dies möglich. In der knappschaftlichen Rentenversicherung geht 
der Beitragssatz von 24,8 % auf 24,7 % zurück. Da der Beitrags-
satz sinkt, fällt auch der Mindestbeitrag zur freiwilligen Versi-
cherung auf 83,70 Euro monatlich. 

· Freiwillige Krankenversicherung: Die Beiträge zur gesetzlichen 
Krankenversicherung richten sich für Selbständige ab 2018 stär-
ker nach den tatsächlichen Einkünften. Dazu wird ein vorläufi-
ger Beitrag für freiwillig Versicherte auf Basis des letzten Steu-
erbescheids erhoben. Der endgültige Beitrag bemisst sich rück-
wirkend, wenn der Steuerbescheid für das jeweilige Kalender-
jahr vorliegt. Das macht auch Beitragserstattungen möglich. 

· Insolvenzgeldumlage: Wenn der Arbeitgeber insolvent wird, 
erhalten Arbeitnehmer von der Arbeitsagentur einen Lohnaus-
gleich. Der Umlagesatz für das Insolvenzgeld sinkt im Jahr 2018 
von bisher 0,09 Prozent auf 0,06 Prozent. 

· Künstlersozialabgabe: Der Abgabesatz zur Künstlersozialversi-
cherung sinkt 2018 deutlich von 4,8 % auf 4,2 %. Die Künstlerso-
zialabgabe müssen Unternehmen zahlen, die künstlerische und 
publizistische Leistungen verwerten. 

· Geringwertige Wirtschaftsgüter: Die Wertgrenze für die Sofor-
tabschreibung geringwertiger Wirtschaftsgüter wird 2018 fast 

KKUURRZZ  NNOOTTIIEERRTT  

Steuerbescheide für 2017 
frühestens ab März 2018 

Anfang März beginnen die Finanzämter 
mit der Bearbeitung der Einkommensteu-
er für das Jahr 2017. Arbeitgeber, Versi-
cherungen und andere Institutionen haben 
bis zum 28. Februar 2018 Zeit, die für die 
Steuerberechnung benötigten Daten an 
die Finanzverwaltung zu übermitteln. Da-
zu zählen etwa Lohnsteuer-Bescheinigun-
gen, Beitragsdaten zur Kranken- und Pfle-
geversicherung und zur Altersvorsorge 
sowie Rentenbezugsmitteilungen. Die 
Steuererklärung schon Anfang Januar ein-
zureichen hat also nur den Vorteil, dass 
die Erklärung als eine der ersten bearbei-
tet wird, sobald beim Finanzamt im März 
alle Daten vorliegen. 
 

Bundesrechnungshof fordert 
Abbau von Steuervergünstigungen 

In seinem Bericht zur finanzwirtschaftli-
chen Entwicklung des Bundes sieht der 
Bundesrechnungshof (BRH) mittel- und 
langfristig erhebliche Herausforderungen 
für den Bundeshaushalt. Um die Tragfä-
higkeit des Haushalts langfristig abzusi-
chern und ihn strukturell zu entlasten, 
mahnt der Rechnungshof unter anderem 
den Abbau von Steuervergünstigungen an. 
Kritisch sieht der Rechnungshof u.a. Steu-
errabatte bei der Energiebesteuerung und 
für haushaltsnahe Dienstleistungen sowie 
die Vergünstigung für Dieselkraftstoffe. 
Zudem sei eine Reform der ermäßigten 
Umsatzsteuer notwendig. Auf der Ausga-
benseite ließe sich wenig einsparen, weil 
der Bund allein 2018 den Ländern und 
Kommunen mehr als 76 Mrd. Euro an Aus-
gaben abgenommen hat. 
 

EU beschließt schwarze 
Liste von Steueroasen 

Im Dezember haben die EU-Finanzminister 
eine schwarze Liste von Staaten beschlos-
sen, die nach Meinung der EU nicht genug 
gegen Steuerflucht tun oder sich beim 
Austausch von Steuerdaten unkooperativ 
verhalten. Insgesamt 17 Staaten sind auf 
der Liste enthalten, darunter allerdings 
keine Mitgliedsstaaten der EU. Auch briti-
sche Überseegebiete, die teilweise als 
Steueroasen gelten, sind nicht auf der Lis-
te vertreten. Vorerst setzt die EU mit der 
Liste nur auf eine Prangerwirkung. Wei-
tergehende Folgen drohen den genannten 
Ländern noch nicht. 
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verdoppelt - von bisher 410 Euro auf 800 Euro. Auch die Wert-
grenze für die Bildung eines Sammelpostens wird angehoben. 
Wer von der Sammelpostenregelung Gebrauch macht, kann nun 
Wirtschaftsgüter bis zu einem Wert von 250 Euro statt wie bis-
her 150 Euro sofort voll abschreiben. 

· Kassen-Nachschau: Ab 2018 darf das Finanzamt bei Unterneh-
men zu einer unangekündigten Prüfung der Kassenführung im 
Rahmen der neu eingeführten Kassen-Nachschau erscheinen. 
Wenn der Prüfer im Rahmen der Nachschau den Eindruck ge-
winnt, dass es einen Anlass für eine genauere Prüfung gibt, 
kann er ohne vorherige Prüfungsanordnung zu einer steuerli-
chen Außenprüfung übergehen. 

· Mindestlohn: Ab dem 1. Januar 2018 gilt der allgemeine gesetz-
liche Mindestlohn in Höhe von 8,84 Euro brutto je Zeitstunde 
ohne jede Einschränkung. Branchenregelungen, die vorüberge-
hend Entgelte unterhalb des gesetzlichen Mindestlohns ermög-
lichten, sind zum 31. Dezember 2017 ausgelaufen. 

· Pflegemindestlohn: Der flächendeckende Pflegemindestlohn 
steigt 2018 auf 10,55 Euro pro Stunde im Westen und 10,05 Euro 
im Osten. Anfang 2019 und 2020 wird er nochmals erhöht. 

· Investmentbesteuerung: Mit dem Jahreswechsel ist die Reform 
der Investmentbesteuerung in Kraft getreten. Sie vereinfacht 
radikal die Besteuerung von Investmentfonds für die Anleger 

und soll bei den Fonds eu-
roparechtliche Risiken und 
Steuergestaltungsmöglich-
keiten eliminieren. Wäh-
rend Anleger bisher bis zu 
33 verschiedene Besteue-
rungsgrundlagen berück-
sichtigen mussten, reichen 
nun 4 Kennzahlen für die 
Steuererklärung aus, näm-

lich die Höhe der Ausschüttung, der Wert des Fondsanteils am 
Jahresanfang und am Jahresende sowie die Art des Fonds (Akti-
enfonds, Mischfonds, Immobilienfonds oder sonstiger Fonds). 

· Gleitzonenfaktor: Wer regelmäßig zwischen 450 und 850 Euro 
verdient, liegt in der Gleitzone. Für diese Midijobs gilt 2018 ein 
Gleitzonenfaktor von 0,7547. 

· Steuerklasse für Ehegatten: Die Steuerklassen-Kombination 
„III/-“ für Ehepaare, bei denen ein Ehegatte keinen Arbeitslohn 
bezieht, hat sich für die Finanzverwaltung als programmtech-
nisch nicht umsetzbar erwiesen. Frisch verheiratete Eheleute 
erhalten daher nun immer die Steuerklassen-Kombination 
„IV/IV“. Die Kombination „III/V“ gibt es dagegen nur noch auf 
gemeinsamen Antrag beider Ehegatten. Dagegen ist der Wech-
sel von der Kombination „III/V“ zu „IV/IV“ ab 2018 auch auf An-
trag nur eines Ehegatten möglich. 

· Saisonarbeiter: Für Personen, die nach dem Ende ihrer versi-
cherungspflichtigen Beschäftigung in ihr Heimatland zurückkeh-
ren, dürfen die Krankenkassen künftig eine obligatorische An-
schlussversicherung erst dann durchführen, wenn der Saisonar-
beiter innerhalb von drei Monaten nach dem Ende der Beschäf-
tigung in die freiwillige Krankenversicherung wechselt und ei-
nen Wohnsitz innerhalb Deutschlands nachweist Gleichzeitig 
wird eine Kennzeichnung „Saisonarbeitnehmer“ eingeführt, die 
von den Arbeitgebern an die Krankenkassen zu melden ist. 

Sachbezugswerte für 2018 

Der Bundesrat hat im November 2017 die 
neuen Sachbezugswerte  für das Jahr 2018 
beschlossen. Erstmals seit mehreren Jah-
ren wird sowohl der Wert für eine freie 
Unterkunft als auch der Wert für Mahlzei-
ten angehoben. Die Sachbezugswerte be-
tragen in 2018 bundeseinheitlich 

· für eine freie Unterkunft monatlich 
226 Euro oder täglich 7,53 Euro; 

· für unentgeltliche oder verbilligte 
Mahlzeiten kalendertäglich 8,20 Euro 
(2017: 8,04 Euro), davon entfallen 
1,73 Euro auf ein Frühstück und je 
3,23 Euro auf ein Mittag- oder Abend-
essen. Der monatliche Sachbezugswert 
beträgt 246 Euro (bisher 241 Euro; 
Frühstück 52 statt 51 Euro, Mittag- und 
Abendessen 97 statt 95 Euro). 

 

Beitragsbemessungsgrenzen 2018 

Zum 1. Januar 2018 wurden die Beitrags-
bemessungsgrenzen der Sozialversiche-
rung und andere Sozialversicherungswerte 
wieder wie jedes Jahr an die Lohnent-
wicklung im vorangegangenen Jahr ange-
passt. Die Löhne und Gehälter sind 2016 
um durchschnittlich 2,42 % gestiegen, 
wobei Ostdeutschland durch die deutliche 
Anhebung im letzten Jahr diesmal einen 
geringeren Anstieg erfährt. 
· Die Beitragsbemessungsgrenze in der 

Renten- und Arbeitslosenversicherung 
steigt im Westen um 1.800 Euro auf 
78.000 Euro (6.500 Euro mtl.). Im Os-
ten steigt sie um 1.200 Euro auf dann 
69.600 Euro (5.800 Euro mtl.). 

· In der knappschaftlichen Versicherung 
steigt die Grenze im Westen um 1.800 
Euro auf dann 96.000 Euro (8.000 Euro 
mtl.). Auch im Osten beträgt die Erhö-
hung 1.800 Euro auf nun 85.800 Euro 
(7.150 Euro mtl.). 

· In der Kranken- und Pflegeversiche-
rung ist die Beitragsbemessungsgrenze 
bundesweit einheitlich festgelegt und 
erhöht sich um 900 Euro auf jetzt 
53.100 Euro (4.425 Euro mtl.). Die Ver-
sicherungspflichtgrenze liegt allerdings 
6.300 Euro höher bei 59.400 Euro im 
Jahr (4.950 Euro mtl.). 

Die Bezugsgröße, die zum Beispiel für die 
Mindestbeitragsbemessungsgrundlage für 
freiwillige Mitglieder in der gesetzlichen 
Krankenversicherung relevant ist, steigt 
im Westen, wieder um 840 Euro im Jahr. 
Der neue Wert beträgt damit im Westen 
36.540 Euro im Jahr (3.045 Euro mtl.). Im 
Osten erhöht sich die Bezugsgröße nur um 
420 Euro auf dann 32.340 Euro im Jahr 
(2.695 Euro mtl.). 
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· Permanenter Lohnsteuer-Jahresausgleich: Durch den perma-
nenten Lohnsteuer-Jahresausgleich kann ein kurzfristig hoher 
Lohn auf einen längeren Zeitraum umgelegt werden. Die ent-
sprechende Verwaltungsregelung ist nun im Gesetz verankert. 

· Digitale LohnSchnittstelle: Mit dem Gesetz zur Modernisierung 
des Besteuerungsverfahrens hat der Gesetzgeber die Einführung 
einer Schnittstelle zum elektronischen Lohnkonto (Digitale 
LohnSchnittstelle - DLS) verbindlich festgeschrieben. Die DLS ist 
für die ab dem 1. Januar 2018 aufzuzeichnende Daten anzu-
wenden. Das gilt unabhängig von dem vom Arbeitgeber einge-
setzten Lohnabrechnungsprogramm. 

· Auskunftsanspruch: Frauen verdienen im Durchschnitt immer 
noch etwas weniger als Männer. Ab 2018 haben Arbeitnehmer in 
Betrieben und Dienststellen mit mehr als 200 Beschäftigten das 
Recht zu erfahren, ob sie gerecht bezahlt werden. 

· Legitimationsprüfung: Bei der Legitimationsprüfung für neue 
Konten müssen die Banken ab 2018 auch das steuerliche Identi-
fikationsmerkmal (Steuer-
identnummer) des Konto-
inhabers und jedes ande-
ren wirtschaftlich Berech-
tigten oder Verfügungsbe-
rechtigten aufzeichnen. 
Für Bestandskonten müs-
sen die Daten bis Ende 
2019 ergänzt werden. 
Verweigert der Kunde die 
Angabe der Steueridentnummer, darf die Bank die Daten elek-
tronisch bei der Finanzverwaltung abfragen und muss melden, 
wenn die Abfrage ergebnislos bleibt. 

· Betriebsrenten: Mit einer Vielzahl von Detailverbesserungen 
und einem neuen Fördermodell wird die betriebliche Altersver-
sorgung ab 2018 deutlich ausgebaut und in der Handhabung 
vereinfacht. Die Maßnahmen richten sich insbesondere an klei-
nere Unternehmen sowie Beschäftigte mit geringem Einkommen 
und umfassen Änderungen im Arbeits-, Sozial- und Steuerrecht. 

· Grundsicherung: Ab 2018 wird Einkommen aus Riester- oder 
Betriebsrenten nicht mehr voll auf die Grundsicherung im Alter 
oder bei Erwerbsminderung angerechnet. Gleiches gilt für die 
Hilfen zum Lebensunterhalt. Der monatliche Freibetrag liegt 
dann bei 100 Euro. Ist die private Rente höher, bleiben weitere 
30 Prozent bis zum Höchstbetrag von 208 Euro anrechnungsfrei. 

· Anzeigepflicht: Steuerzahler müssen jetzt ihre Geschäftsbezie-
hungen zu Drittstaat-Gesellschaften anzeigen – und zwar unab-
hängig davon, ob sie am Unternehmen formal beteiligt sind. Als 
Drittstaat-Gesellschaften gelten alle Gesellschaften mit Sitz 
oder Geschäftsleitung in Staaten oder Territorien außerhalb der 
EU oder der Europäischen Freihandelsassoziation. Im Falle einer 
vorsätzlichen oder leichtfertigen Verletzung dieser Anzeige-
pflicht droht ein Bußgeld von bis zu 25.000 Euro. Bereits beste-
hende Geschäftsbeziehungen werden anzeigepflichtig, wenn sie 
über 2017 hinaus weiterbestehen. 

· Lizenzschranke: Zahlungen für Lizenzaufwendungen und ande-
re Aufwendungen für Rechteüberlassungen sind ab 2018 nur 
noch eingeschränkt abziehbar, wenn die Zahlung beim Empfän-
ger nicht oder mit einem Steuersatz von weniger als 25 % ver-
steuert wird und der Empfänger ein steuerrechtliches Nähever-

Fettabsaugung ist keine 
außergewöhnliche Belastung 

Damit die Ausgaben für eine medizinische 
Behandlung als außergewöhnliche Belas-
tungen geltend gemacht werden können, 
müssen sie zwangsläufig entstanden sein, 
was im Zweifelsfall durch ein vorheriges 
amtsärztliches Attest nachzuweisen ist. 
Die vom behandelnden Arzt bescheinigte 
medizinische Notwendigkeit einer Fettab-
saugung zur Behandlung eines Lipödems 
genügte aber weder dem Finanzamt noch 
dem Finanzgericht Baden-Württemberg. 
Da die Fettabsaugung in diesem Fall nicht 
als Standardtherapie anerkannt sei, ist sie 
auch nicht als außergewöhnliche Belas-
tung abziehbar. 
 

Übertragung des Zeitwertkonto-
Guthabens auf neuen Arbeitgeber 

Gleich mehrere Fragen zu Zeitwertkonten 
hat das Finanzgericht Baden-Württemberg 
beantwortet. Nach dem Urteil kann das 
Guthaben auf einem Zeitwertkonto steu-
erfrei auf einen neuen Arbeitgeber über-
tragen werden, weil der neue Arbeitgeber 
die Verpflichtungen des bisherigen Ar-
beitgebers übernimmt und dem Arbeit-
nehmer kein Vermögensvorteil zufließt. 
Weiterhin hat das Gericht entschieden, 
dass nicht die Gutschrift auf dem Konto 
steuerpflichtiger Arbeitslohn ist, sondern 
erst die Auszahlung. Schließlich hat das 
Gericht noch festgestellt, dass Zinsen als 
Arbeitslohn und nicht als Einkünfte aus 
Kapitalvermögen steuerpflichtig sind, 
wenn das Guthaben auf dem Zeitwertkon-
to verzinst  wird. 
 

Nachträglicher Antrag auf 
Günstigerprüfung 

Bei Kapitalerträgen prüft das Finanzamt 
nur dann, ob die Besteuerung mit der ta-
riflichen Einkommensteuer oder der Ab-
geltungsteuer für den Steuerzahler güns-
tiger ist, wenn dies in der Steuererklärung 
beantragt wird. Diese Günstigerprüfung 
wird dann auch bei späteren Änderungen 
des Steuerbescheids erneut durchgeführt. 
In einem Fall, in dem der bestandskräfti-
ge Steuerbescheid aufgrund anderer Um-
stände später geändert und der Antrag 
nicht in der ursprünglichen Steuererklä-
rung gestellt wurde, wollte das Finanzamt 
einen nachträglichen Antrag auf Günsti-
gerprüfung jedoch nicht akzeptieren. Das 
Finanzgericht Köln hat den Antrag dage-
gen zugelassen. Vor der Änderung sei der 
Antrag dem Kläger nicht zuzumuten ge-
wesen, weil er ins Leere gelaufen und 
damit bedeutungslos war. 
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hältnis zum zahlenden Unternehmen hat. Damit sollen Steuer-
gestaltungen multinationaler Konzerne verhindert werden, die 
bisher durch Lizenzzahlungen an verbundene Unternehmen mit 
Sitz in einem Niedrigsteuerland die Besteuerung der Gewinne 
im Inland weitgehend vermeiden. 

· Abgabefristen: Die Fristen für die Steuererklärungen der Jahre 
ab 2018 werden um zwei Monate verlängert. Ohne Steuerbera-
ter sind die Erklärungen damit zum 31. Juli des Folgejahres fäl-
lig. Für die vom Steuerberater erstellten Steuererklärungen 
bleibt dann sogar bis Ende Februar des übernächsten Jahres 
Zeit, sofern das Finanzamt die Erklärung nicht extra vorab an-
fordert. Die Steuererklärung für 2017 muss noch nach der alten 
Frist bis zum 31. Mai 2018 beim Finanzamt eingereicht werden. 

· Verspätungszuschlag: Verbunden mit den verlängerten Abga-
befristen sind neue Regeln für den Verspätungszuschlag für die 
Steuererklärungen der Jahre ab 2018. Künftig muss das Finanz-
amt zwingend einen Verspätungszuschlag festsetzen, wenn kei-
ne Fristverlängerung beantragt wurde und die Steuererklärung 
nicht 14 Monate nach Ablauf des Veranlagungszeitraums oder 
Besteuerungszeitpunkts beim Finanzamt ist. Für jeden angefan-
genen Monat der Verspätung sind dann 0,25 % der festgesetzten 
Steuer, mindestens aber 25 Euro fällig. 

· Papierbelege: Ab 2018 müssen Steuerzahler ihre Papierbelege 
für die private Steuererklärung, wie Rechnungen und Spenden-
quittungen, nicht mehr einreichen. Weil das Finanzamt sie aber 
im Einzelfall anfordern kann, sollten Sie die Unterlagen aufbe-
wahren, bis der Steuerbescheid unanfechtbar ist. ³ 

 

Verlustverrechnung für Körperschaften 
Zum Wegfall des Verlustvortrags nach der Übertragung von An-
teilen an einer Körperschaft gab es neben einer Gesetzesände-
rung mehrere Urteile und eine neue Verwaltungsanweisung.  

Zur Gegenfinanzierung der Unternehmensteuerreform wurde 2008 
eine Vorschrift ins Steuerrecht aufgenommen, die den Verlustab-
zug nach dem Verkauf von Anteilen an einer Körperschaft ein-
schränkt: Werden innerhalb von fünf Jahren mehr als 25 % der An-
teile einer Kapitalgesellschaft übertragen, können die bis dahin 
aufgelaufenen Verluste anteilig nicht mehr steuerlich genutzt 

werden. Bei einer Übertra-
gung von mehr als 50 % der 
Anteile gehen die Verluste 
sogar komplett verloren. 

Diese Regelung ist für viele 
Konflikte mit den Finanzäm-
tern verantwortlich, aber an 
der Rechtslage hat das lange 
Zeit wenig geändert. Doch 

seit Ende 2016 sieht die Situation anders aus. Zunächst hat eine 
Gesetzesänderung für eine deutliche Verbesserung gesorgt. Ver-
luste können damit für Übertragungen ab 2016 weiter steuerlich 
genutzt werden, wenn der Geschäftsbetrieb erhalten bleibt und 
eine anderweitige Verlustnutzung ausgeschlossen ist. 

Der nächste Paukenschlag kam im März 2017 vom Bundesverfas-
sungsgericht, das die alte Regelung teilweise als verfassungswidrig 
eingestuft und dem Gesetzgeber aufgetragen hat, bis Ende 2018 
rückwirkend ab 2008 eine verfassungskonforme Regelung zu schaf-

Unverzinsliche Angehörigen-
darlehen an den Betrieb 

Für unverzinsliche Darlehen schreibt das 
Gesetz eine Abzinsung mit 5,5 % vor. Die 
in der Bilanz tatsächlich als Verbindlich-
keit anzusetzende Darlehenssumme fällt 
also entsprechend niedriger aus. Der Bun-
desfinanzhof hat entschieden, dass diese 
Regel ohne Ausnahme auch für zinsfreie 
Darlehen von einem Angehörigen des Be-
triebsinhabers gilt, wenn der Darlehens-
vertrag steuerrechtlich anzuerkennen ist. 
Verfassungsrechtliche Bedenken gegen ei-
ne fehlende Ausnahme für Angehörigen-
darlehen hat der Bundesfinanzhof nicht. 
 

Haftung einer Organgesellschaft 
bei mehrstufiger Organschaft 

Eine Organgesellschaft haftet nur für 
Steuerschulden ihres unmittelbaren Or-
ganträgers. Bei einer mehrstufigen Organ-
schaft kann das Finanzamt daher nicht die 
Tochter einer Organgesellschaft für Steu-
erschulden der Organmutter in Anspruch 
nehmen. Der Bundesfinanzhof beruft sich 
dabei auf den Gesetzeswortlaut, nach 
dem für die Haftung die Organschaft zwi-
schen den beiden unmittelbar beteiligten 
Gesellschaften von Bedeutung ist. 
 

Mitunternehmereigenschaft bei 
nur kurzfristiger Beteiligung 

Mitunternehmer ist auch der Käufer eines 
Kommanditanteils, der kurz darauf wei-
terverkauft wird. Eine Mindestbeteili-
gungsdauer sieht das Gesetz nicht vor. 
Für den Bundesfinanzhof kommt es einzig 
darauf an, dass der Käufer eine auf den 
Erwerb des Gesellschaftsanteils gerichte-
te, rechtlich gesicherte Position erworben 
hat, die ihm gegen seinen Willen nicht 
mehr entzogen werden kann und die ihm 
die Übernahme des Mitunternehmerrisikos 
und der Mitunternehmerinitiative sichert. 
 

Vermietung an pauschal 
besteuernden Landwirt 

Die Vermietung von Immobilien ist von 
der Umsatzsteuer befreit, allerdings kann 
der Vermieter auf die Steuerfreiheit ver-
zichten und Vorsteuerabzug geltend ma-
chen, wenn er an einen anderen Unter-
nehmer vermietet. Bei der Vermietung 
eines Grundstücks an einen Landwirt, der 
seine Umsätze nach Durchschnittssätzen 
versteuert, ist die Option zur Steuer-
pflicht allerdings ausgeschlossen. Gegen 
dieses Urteil des Finanzgerichts Nieder-
sachsen hat der Kläger Revision eingelegt. 
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fen. Dabei geht es zunächst nur um die Fälle, in denen zwischen 
25 % und 50 % der Anteile übertragen wurden. Das Finanzgericht 
Hamburg, von dem schon die Vorlage für diese erste Entscheidung 
kam, hat dem Verfassungsgericht im Sommer prompt einen weite-
ren Fall zur Entscheidung vorgelegt. Diesmal geht es um den zwei-
ten Teil der Regelung, der einen kompletten Verlustuntergang bei 
Übertragungen von mehr als 50 % vorsieht. Die Chancen stehen 
nicht schlecht, dass das Verfassungsgericht auch hier Nachbesse-
rungen vom Gesetzgeber verlangen wird. 

Unterdessen hat das Bundesfinanzministerium kurz vor Weihnach-
ten eine gründlich überarbeitete Fassung seiner Verwaltungsan-
weisung zu der Vorschrift veröffentlicht. Die Neufassung ist aller-
dings gleich in doppelter Hinsicht eine Enttäuschung. Nicht nur hat 
das Ministerium - von einem kurzen Hinweis abgesehen - auf eine 
Reaktion auf die Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts oder 
den Vorlagebeschluss des Finanzgerichts Hamburg verzichtet. Das 
Schreiben enthält auch keinerlei Aussagen zu der Neuregelung, die 
einen Verlustabzug bei Fortführung des Betriebs weiter zulässt. 

Zumindest vorerst bleibt die Rechtslage also insbesondere für Alt-
fälle weiter unklar: Zur Neuregelung liegt keine Stellungnahme der 
Verwaltung vor, die alte Rechtslage wird noch einmal vom Verfas-
sungsgericht auf den Prüfstand gestellt, und zu der vom Verfas-
sungsgericht geforderten rückwirkenden Neuregelung wird es 
kaum vor der Bildung einer stabilen Regierungskoalition in Berlin 
kommen. Wichtig ist daher vor allem, gegen negative Steuerbe-
scheide Einspruch einzulegen, um diese offen zu halten, sofern 
der Bescheid nicht vorläufig ergangen ist.  ³ 

 

Falls diese Informationen Ihr Interesse gefunden haben und Sie 
noch Fragen oder Interesse an einer Beratung haben, stehen wir 
Ihnen gerne zur Verfügung. Bitte vereinbaren Sie dann einen Ter-
min oder wenden Sie sich per Fax an uns. 

Mit freundlichen Grüßen 

 

     Friedrich Reiffert und Harald Nüllmann 

Musterklage zu Straßenausbau-
beiträgen vorerst gescheitert 

Dem Finanzgericht Berlin-Brandenburg lag 
eine vom Bund der Steuerzahler unter-
stützte Musterklage zu der Frage vor, ob 
die Erschließungsbeiträge, die Anwohner 
für die Erneuerung einer Straße zahlen 
müssen, als Handwerkerleistungen steu-
ermindernd geltend gemacht werden 
können, wenn die Maßnahme von der 
Kommune erbracht und per Bescheid ab-
gerechnet wird. Das Finanzgericht hat 
sich auf die Seite des Finanzamts gestellt 
und dies nun abgelehnt. Allerdings läuft 
beim Bundesfinanzhof schon die Revision 
des Verfahrens, weshalb andere Fälle per 
Einspruch offen gehalten werden sollten. 
 

Verlust aus dem Verkauf 
wertloser Aktien 

Nur weil ein Aktienpaket wertlos gewor-
den ist, führt das noch nicht zu einem 
steuerlich berücksichtigungsfähigen Ver-
lust. Erst die entgeltliche Veräußerung 
der Aktien oder die Auflösung der Aktien-
gesellschaft löst einen solchen Verlust 
aus. Das Finanzgericht München hat nun 
entschieden, dass eine entgeltliche An-
teilsübertragung auch dann vorliegt, wenn 
die Aktien ohne Gegenleistung zwischen 
fremden Dritten übertragen werden. Das 
gilt selbst dann, wenn der Verkäufer im 
Gegenzug wertlos gewordene Aktien des 
Käufers erwirbt. 
 


